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GESUNDHEITSAUSSCHUSS | Sachverständige diskutierten, wie die Arzneimittelversorgung im Freistaat verbessert werden kann

Ausschussvize Ruth Waldmann
(SPD) dankte den Fachleuten für
die „Fortbildungsmaßnahme für
die CSU“: Vieles hätten Sie auch
nachlesen können, wenn Sie un-
sere vielen Anfragen und Anträge
zu dieser Thematik in den letzten
Jahren gelesen hätten“, sagte sie
in Richtung CSU-Fraktion. Wald-
mann forderte die Staatsregierung
auf, endlich die Ergebnisse des
Bayerischen Pharmagipfels zu
veröffentlichen.

Christina Haubrich (Grüne)
forderte, Bayern solle sich stärker
für die Herstellervielfalt einsetzen
und die Medikamentenprodukti-
on aus dem Ausland zurückho-
len. Andreas Winhart (AfD) sorg-
te sich vor allem um Menschen
mit Schilddrüsen-Problemen, sie
seien von Lieferengpässen beson-
ders betroffen. > DAVID LOHMANN

sorgung eben in staatliche Hände
geben. Außerdem verlangte Frie-
melt, Unternehmen, die in Europa
produzieren, mit einer Abnahme-
garantie zu unterstützen.

Dominik Spitzer (FDP) kriti-
sierte, dass es in der Anhörung zu
wenig um die Patienten gegangen
sei. Der Abgeordnete befürchtet,
dass die Versorgungsengpässe zu-
nehmen, wenn nicht schleunigst
gehandelt wird. „Wenn es keine
europäische Lösung gibt, ist der
Staat in der Pflicht, für eine adä-
quate Versorgung zu sorgen“, sag-
te Spitzer. Schon während der Co-
rona-Krise im Frühjahr habe es
das ethische Dilemma gegeben,
wer im Notfall zuerst beatmet
werden soll. „Dasselbe Problem
werden wir bekommen, wenn
nicht mehr operiert werden kann,
weil die Anästhetika fehlen.“

gar nicht so lange haltbar und wie
Grippeimpfstoffe nur saisonal ge-
fragt. Thomas Porstner vom Bun-
desverband des pharmazeuti-
schen Großhandels verwies au-
ßerdem auf die „erheblichen Sum-
men“ für die Vorfinanzierung und
Lagerung.

Peter Friemelt vom Gesund-
heitsladen München war der ein-
zig geladene Sachverständige im
Bereich Patientenschutz. „Die
Medikamentenversorgung funk-
tioniert da, wo die Pharmaindus-
trie gut verdient“, kritisierte er.
Friemelt forderte verbindliche
Vorgaben für Hersteller inklusive
Sanktionen, wenn es zu Lieferpro-
blemen kommt. „Die reine Markt-
orientierung ist anscheinend ge-
scheitert“, konstatierte er. Wenn
es der private Sektor nicht selber
regeln könne, müsse man die Ver-

Monika Andraschko vom Lan-
desverband der Deutschen Kran-
kenhausapotheker forderte eine
gesetzliche Pflicht für die pharma-
zeutische Industrie, medizinische
Produkte zu lagern, um so Liefer-
engpässe besser überbrücken zu
können. „Wir mussten schon
Operationen absagen, weil wir
keine Kochsalzspüllösungen be-
kommen haben“, klagte sie. Au-
ßerdem sollten sie verpflichtet
werden, Lieferengpässe sofort zu
melden.

Kritik dafür kam von den Arz-
neimittelherstellern: Es gibt zwi-
schen 30 000 und 60 000 Arznei-
mittel, sagte Siegfried Throm vom
Verband Forschender Arzneimit-
telhersteller. „Wenn wir das alles
lagern und melden würden, bekä-
men wir große Probleme.“ Außer-
dem seien manche Arzneimittel

schon immer so und ist unkri-
tisch“, sagte deren Hauptge-
schäftsführer Hubertus Cranz.
Außerdem seien davon in der Re-
gel nur nicht verschreibungs-
pflichtige Medikamente betroffen,
im Bereich der neu patentierten
Produkte gebe es keine Liefereng-
pässe – höchstens Verteilungspro-
bleme. Ein „Marktversagen“ sieht
Cranz hingegen bei Generika und
Nachahmerprodukten, wo das
Preisniveau unter einem Euro
liegt.

Jurist Ulrich M. Gassner von
der Universität Augsburg kriti-
sierte die Ausgestaltung der Ra-
battverträge zwischen Herstellern
und gesetzlichen Krankenversi-
cherungen. „Natürlich will keiner
an einer preisgünstigen Arznei-
mittelversorgung rütteln“, betonte
er. Aber wenn der Zuschlag im-
mer nur an einen Anbieter gehe,
berge das natürlich ein gewisses
Risiko bei der Versorgung – ins-
besondere bei Wirkstoffprodu-
zenten aus Indien oder China. So
sitzen beispielsweise viele Her-
steller in Wuhan, dem Ort, an
dem das Coronavirus ausgebro-
chen ist.

Michael Horn vom Bundesin-
stitut für Arzneimittel und Medi-
zinprodukte ließ das nicht als
Grund für die Lieferengpässe gel-
ten. „Während des Lockdowns in
Wuhan waren sieben versor-
gungsrelevante Wirkstoffe betrof-
fen“, erklärt er. Als Corona in
Norditalien wütete, seien es 150
gewesen. Horn sprach sich aber
dafür aus, die Produktion in Eu-
ropa stärker zu fördern – insbe-
sondere bei wichtigen Medika-
menten. Und dafür zu sorgen,
dass alle bei den Lieferketten un-
abhängig voneinander sind. „Das
muss aber natürlich refinanziert
werden“, sagte er. Sprich: Das
wird teuer für die Patienten.

Antibiotika, Blutdrucksenker,
Psychopharmaka: Immer häufiger
kommt es in Deutschland zu Lie-
ferschwierigkeiten. „Antidepressi-
va waren zum Beispiel zum Jah-
reswechsel gar nicht mehr verfüg-
bar“, sagte Hans-Peter Hubmann
vom Bayerischen Apothekerver-
band bei der Expertenanhörung
„Arzneimittelversorgung sicher-
stellen – Lieferengpässe vermei-
den!“ im Gesundheitsausschuss.
Aktuell werde auch eine Impfung
gegen Pneumokokken empfoh-
len. Das Problem: Bisher ist nur
ein Bruchteil des Impfstoffs lie-

ferbar. „Wir müssen immer auf
Vorrat kaufen, um überhaupt
noch etwas zu bekommen“, klagt
Hubmann.

„Die Versorgung wird immer
schlechter“, bestätigt Thomas
Benkert von der Bayerischen
Landesapothekerkammer. Die
Zahl der nicht verfügbaren Medi-
kamente habe sich von 2017 bis
2019 auf rund 18 Millionen Pa-
ckungen fast vervierfacht. „Rich-
tig dramatisch wird es, wenn
auch der Wirkstoff von einer an-
deren Firma nicht verfügbar ist“,
erklärt er. Dann müsse Rückspra-
che mit dem behandelnden Arzt
gehalten oder der Patient erneut
in die Praxis geschickt werden.

Der Bundesverband der Arznei-
mittelhersteller räumte zwar Lie-
ferengpässe ein. „Das war aber

Millionen Medikamente nicht verfügbar
Selbst Operationen mussten schon abgesagt werden:
Obwohl wir in einer Überflussgesellschaft leben, kommt es
ausgerechnet bei Arzneimitteln immer öfter zu
Lieferengpässen. Woran liegt das? An den
Dumpingpreisen, sagen die Hersteller. An der Profitgier der
Pharmaindustrie, meinen die Patientenvertreter.

Wenn es der
Markt nicht re-
gelt, sieht Do-
minik Spitzer
(FDP) bei der
Medikamenten-
versorgung den
Staat in der
Pflicht. FOTO: BSZ

2019 waren rund 18 Millionen Medikamentenpackungen nicht verfügbar – fast viermal so viel wie noch 2017. FOTO: DPA/JAN WOITAS

INNENAUSSCHUSS | Drogen, Rechtsextremismus und unwahre Anschuldigungen

Unabhängiger Polizeibeauftragter gefordert
Innenminister Joachim Herr-

mann (CSU) hat ein hartes Vorge-
hen gegen die 21 in den Münchner
Drogen-Skandal verwickelten
Polizisten angekündigt. „Was sich
hier abgespielt hat, ist absolut inak-
zeptabel und bestürzend“, sagte
Herrmann vor dem Innenaus-
schuss. Es werde eine „restlose
strafrechtliche Aufklärung“ geben.
„Wir lassen es nicht zu, dass das
Verhalten Einzelner den Ruf der
bayerischen Polizei beschädigt.“
Derzeit würden 20 Disziplinarver-
fahren laufen.15Beamteseienvom
Dienst suspendiert, gegen vier sei
ein Verfahren zur Dienstenthe-
bung eingeleitet worden. Nach An-
gaben des Münchner Polizeipräsi-
denten Hubertus Andrä handelt es
sich bei den Beschuldigten über-
wiegend um bereits länger in der
Landeshauptstadt eingesetzte Be-
amte.

Über die genauen Vorkommnis-
se und die konkreten Fehlverhal-
ten äußerte sich Herrmann auf-
grund der laufenden Ermittlungen
nicht. Derzeit würden die Daten
der beschlagnahmten Handys aus-
gewertet. Klar sei, dass sich die Be-
amten des Besitzes und des Er-
werbs von Drogen schuldig ge-
macht hätten. Zudem stehe der
„besonders schwerwiegende Ver-
dacht“ der Verfolgung Unschuldi-
ger im Raum. Derartige Vorgänge
schädigtendasAnsehenderPolizei
gewaltig und seien geeignet, das
Vertrauen der Bürger zu untergra-
ben, konstatierte Herrmann.

Als Konsequenz kündigte der
Minister an, dass alle Beschäftigten
des Polizeipräsidiums München

bezüglich des Fehlverhaltens in
den eigenen Reihen sensibilisiert
würden. Auch würden die Füh-
rungseigenschaften leitender Be-
amter überprüft. „Falsch verstan-
dener Korpsgeist ist nie eine Lö-
sung“, motivierte Herrmann die
Beamten, Fehlverhalten von Kol-
legen zu melden. Dies sei jederzeit
auch anonym an das Landeskrimi-
nalamt oder ihn persönlich mög-
lich. „Ich lasse jeden Vorgang, der
mich erreicht, konkret prüfen und
gehe jedem Fall nach“, sicherte der
Minister zu.

In Sachen Rechtsextremismus
und Rassismus bei der bayerischen
Polizei nannte Herrmann die Zahl
von 31 Verdachtsfällen in den ver-
gangenen drei Jahren. Bei 44 000
Beschäftigten in der bayerischen
Polizei könne man daher nicht von
einem strukturellen Problem aus-
gehen. Da aber jeder Fall einer zu
viel sei, werde man auch diesen
konsequent nachgehen und sie
streng ahnden. „Wer als Rechtsex-
tremist gegen unseren demokrati-
schen Staat agitiert, kann nicht auf
der Gehaltsliste dieses Staates ste-
hen“, betonte Herrmann. Man
werde weiter in die Prävention in-
vestieren und Polizeianwärter
künftig wieder durch eine Regelan-
frage beim Verfassungsschutz auf
ihre Zuverlässigkeit prüfen. „Poli-
zisten und Rauschgift – das ist eine
klar kriminelle Sauerei, Polizisten
und Rechtsextremismus – das ist
eine Gefahr für unsere Demokra-
tie“, fasste Herrmann zusammen.

Das konsequente Vorgehen ge-
gen rechtswidrig handelnde Poli-
zisten wurde fraktionsübergrei-

fend begrüßt. Der Drogenfall in
München sei „nicht nur ein Skan-
dal, sondern ein Schlag ins Gesicht
aller rechtschaffenen Polizisten –

und das ist die ganz große Mehr-
heit“, erklärte Katharina Schulze
(Grüne). Sie erneuerte aber ihre
Forderung nach Einsetzung eines
unabhängigen Polizeibeauftragten
sowie einer wissenschaftlichen
Studie zur Verbreitung rechtsextre-
men oder rassistischen Gedanken-
guts bei der Polizei. Ohne eine sol-
che Untersuchung des Dunkelfel-
des könne man ein strukturelles
Problem nicht mit Gewissheit aus-
schließen, meinte Schulze. Ihr lie-
ge fern, einen Generalverdacht zu
äußern, „aber es gibt inzwischen
ganz schön viele Einzelfälle“.

Wie Herrmann sahen die übrigen
Fraktionen keine strukturellen

Probleme bei der Polizei. Aller-
dings dürfe die Lage wegen der sich
zuletzt häufenden Negativschlag-
zeilen aber nicht unterschätzt wer-
den, warnte Alexander Muthmann
(FDP). Es gelte, dem Verlust des
Vertrauens in die Polizei entgegen-
zuwirken. Muthmann sprach sich
dafür aus, die Beamten im Laufe ih-
rer Dienstzeit besser zu begleiten.
Dazu gehöre für ihn auch das Ein-
beziehen externer Experten und
eineregelmäßigePersonalrotation,
um sich einschleifende Strukturen
zu vermeiden. Wie die Grünen
sprach sich auch die SPD für eine
Rassismus-Studie aus. Diese sollte
aberbundesweitdurchgeführtwer-
den, um den Eindruck einer beson-
deren Betroffenheit Bayerns zu
vermeiden, sagte der SPD-Abge-
ordnete Stefan Schuster.

Lob für Herrmann kam von der
AfD. Der Innenminister habe „die
Lage im Griff“, urteilte Stefan Löw.
Eine generelle Tendenz zu Fehlver-
halten bei der Polizei sah er nicht.
Wie überall im Leben gebe es auch
bei der Polizei schwarze Schafe,
aber das seien nur wenige, erklärte
Löw. Wie Herrmann lehnten die
Regierungsfraktionen von CSU
und Freien Wählern die Forderun-
gen von Grünen und SPD als un-
nötig ab. Wolfgang Hauber (Freie
Wähler) sagte, rechtswidrig han-
delnden Polizisten müsse wegen
ihrer Vorbildfunktion die „volle
Härte des Gesetzes entgegenschla-
gen“. Er schloss sich der Anregung
Muthmanns an, die Beamten im
Laufe ihres Berufslebens seitens
des Dienstherrn enger zu begleiten.
> JÜRGEN UMLAUFT

Einzelne Beamte schädigen den Ruf
der gesamten Polizei, meint Innen-
minister Herrmann. FOTO: DPA/ARMER

PLENUM | Grüne beklagen Corona-Regel-Wirrwar

sprach von einem „kompletten
verfassungsrechtlichen Offenba-
rungseid“ der Grünen.

Mit der Zielrichtung des Ge-
setzentwurfs einverstanden zeigte
sich Horst Arnold (SPD). Mehr
Transparenz und Parlamentsbe-
teiligung sei richtig. Für die prak-
tische Umsetzung sei die Vorlage
aber nicht geeignet. Dem schloss
sich Alexander Muthmann (FDP)
an. Alexander Hold (Freie Wäh-
ler) nannte den Entwurf „unver-
hältnismäßig, inhaltsleer und ei-
nen Verstoß gegen das Prinzip
der Gewaltenteilung“. Nach Ein-
schätzung von Andreas Winhart

(AfD) manifestierten die Grünen
mit dem Entwurf ihren Ruf als
„Verbots- und Regulierungspar-
tei“. Die AfD stehe dagegen für
Lockerungen bei den Corona-
Maßnahmen. > JUM

Die Grünen sind mit ihrem
Entwurf für ein Corona-Maßnah-
mengesetz auf allgemeine Ableh-
nung gestoßen. Im Rahmen der
Ersten Lesung übten alle anderen
Fraktionen heftige Kritik an der
Vorlage. Deren Ziel ist es nach
den Worten des Grünen-Abge-
ordneten Toni Schuberl, den ge-
genwärtigen „konzeptlosen Re-
gel-Wirrwarr“ der Corona-Ver-
ordnungen durch einheitliche
Vorgaben zu ersetzen, die für je-
dermann leicht nachvollziehbar
seien. „Die Regeln brauchen ein
klares gesetzliches Fundament,
sonst verlieren wir die Akzep-
tanz“, sagte Schuberl. Das Gesetz
biete dafür den Rahmen, in dem
die Staatsregierung dann schnell
und flexibel die Feinjustierung
vornehmen könne.

Dem widersprach Tobias Reiß
(CSU). Er nannte den Entwurf
eine „Gesetzesattrappe“, die letzt-
lich zu keinen anderen Ergebnis-
sen komme als das aktuelle Ver-
fahren. Dafür aber sei es kompli-
zierter, weniger effizient und in
Teilen verfassungswidrig. „Das
Gesetz gibt keinen Rahmen vor,
das ist ein löchriger Eimer“, ur-
teilte Reiß. Welchen Vorteil solle
es bringen, wenn im Gesetz lan-
desweite Vorgaben zu Masken-
pflicht sowie Kontakt- und Ab-
standsregeln gemacht werden, die
Staatsregierung aber aufgefordert
werde, flexible Ausnahmen zu be-
schließen, fragte Reiß. Ähnlich
äußerte sich Staatskanzleiminis-
ter Florian Herrmann (CSU). Er

„Das ist kein Gesetzentwurf,
das ist ein löchriger Eimer“

Die Grünen fordern einheitliche Vor-
gaben bei den Corona-Verordnun-
gen. FOTO: DPA/ARNE DEDERT


